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—Beklagten und Revisionsbeklagtem

hat der 9° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 23. August 1960, an der
mitgewirkt haben

benatspräsident Dr° W e i 8
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„ R u c k e r t und

ßundesrichter Dr„ S c h w a n k h a r t
als weitere Berufsrichter, '

Bundessozialrichter Dr° m a u d e r und

Bundessozialrichter h e i s
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom

16. August 1957 wird aufgehoben„

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesen°

V o n R e c h t s w e g e n°
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Der Kläger beantragte 1950 Versorgung wegen eines rechtsseiti—

gen Leistenbruchs; den er sich in englischer KriegSgefangen—

schaft durch schwere Erdarbeiten in Belgien zugezogen habe°

1952 machte er Verschlimmerung des bruchleidens geltendc Die

Versorgungsbehörden lehnten den Antrag ab, weil der Leistenbruch

auf anlagebedingter BindegewebsschWäche beruhe. Das Sozialge—

richt (SG.) verurteilte den Beklagten, den Leistenbruch als
Versorgungsleiden im binne richtunggebender Verschlimmerung

mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (RdE.) unter 25 v‚Ho

anzuerkennen° Das SG. folgte hierbei dem Gutachten des Profo

Dro DELIZCZ; berlin, der die Unterernährung des Klägers während
der hriegsgefangenschaft als wesentliche Teilursache für den

Bruch ansaho Er schätzte die MdE„ ab Antrag auf 20 v„H„9 ab 1°

Dezember 1953 auf 10 V„H° Das Landessozialgericht (LSG.) hörte

nochmals l”rofd)r° D335123„ der an seiner Auffassung festhielta

Es vernahm ferner in der mündlichen Verhandlung den "beraten—

den Arzt beim Sozialgericht und Landessozialgericht Berlin"y„

Dr„ N::;::‚ ohne den Kläger in der Ladung zum Termin auf die be—
absichtigte Vernehmung hinzuweisen° Bei der Vernehmung war der

’ Kläger anwesendo Das LSG‚ hob mit Urteil vom 16. August 1957

das Urteil des SG„ auf und wies die Klage ab. Es stützte seine

Entscheidung im wesentlichen auf das Gutachten von Dro N::::°

Danach beruhe die Gesundheitsschädigung des Klägers nicht auf

einem Gewaltbruch, sondern auf einer Bruchanlage° Die Abmage—

rung sei nicht wesentliche Teilursache hierfür° Das L5G. ließ

die Revision nicht zu°

Mit der Revision rügte der Kläger Verletzung der @@62, 111
Abso—2, 118 mit 224 Abs" 3 Nr° 1, sowie 128 Abs. 2 des Sozial—
gerichtsgesetzes (sGG)° Er trug vor: Zu dem zehn Maschinensei-

ten langen Gutachten des medizinischen Sachverständigen Dr„N;::Z

habe er ohne—eigenen Sachverständigen in der Verhandlung nicht '

Stellung nehmen können° Das Fehlen eines Hinweises in der Ter—

minsladung sei eine Verletzung seines Rechts auf Gehör. Die Zu—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 _

ziehung des beratenden Arztes widerspreche überdies dem Verfah—

ren nach dem SGG° @ 224 Abs° 3 Nr‚ 1 SGG habe das frühere Verfah—

ren der Reichsversicherung80rdnung (RVO) und daher auch 5 1686

RVG9 der die Wahl bestimmter Ärzte als Sachverständige für die_
Oberversicherungsämter regelte, aufgehoben" Der Gesetzgeber habe

damit bewußt der Gefahr begegnen wollen, daß sich die beratenden

Ärzte im sozialgerichtlichen Verfahren infolge ihrer Spezialisie-

rung nicht auf die deantwortung medizinischer Fragen beschränk—

ten, sondern auch in die demRichter allein vorbehaltene Entschei—
dung über Rechtsfragen eingriffen° Für einen Sachverständigen

"des Gerichts" sei jetzt kein Raum mehr° Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LoG° zurückzuverweiseno

Der Beklagte beantragt, die Revision als unzulässig zu verwerfen°

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet

werden (@@164, 166 SSG), Sie ist auch statthaft, weil der Klä—

ger einen wesentlichen Verfahrensmangel mit Erfolg rügt (@ 164

Abs°1 Nr. 2 8GG)„ '

Das L5G„ durfte entgegen der Auffassung der Revision Dr. N_T.l_

als Sachverständigen hören° @1686 RVGa‚F„, der die Wahl der me—
dizinischen dachverständigen der Oberversichérungsämter betraf,

ist zwar durch @ 224 Abs° 3 Nr. 1 SGGmit der Aufhebung der 55
1656—1734 RVG beseitigt werden° Unter den aufgehobenen Vorschrif—

ten der RVG finden sich indes viele Bestimmungen, die im SGG

wieder Aufnahme gefunden haben (vgl° @@1641, 1653, 1657, 1664,

1673, 1681 RVGa°F. mit @@60, 61, 105, 107, 169„ 138 see). @118
Abs° 1 SGG, der die Beweisaufnahme betrifft, verweist auf 5 404

Abs° 2 der Zivilprozeßordnung (ZPO), Diese Vorschrift lautet:

"Sind für gewisse Arten von Gutachten Sachverständige öffentlich

bestellt, so dürfen andere Personen nur dann gewählt werden, wenn

besondere Umstände es erfordern". Öffentlich bestellt im Qinn die—

ser Vorschrift sind beispielsweise die Gerichtsärzte nach dem

Preußischen Gesetz vom 16. September 1899 (GS. 3. 172)oü1-dieLahd-

gerichtsärzte in Bayern nach dem Gesetz über den gerichtsärztli—

chen Dienst vom 27, Juli 1950 (‚GVBl° S. 110) und der Verordnung
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vom 6° Oktober 1950 (GVBl° D. 213), weitere Beispiele bei Wiec—

zorek9 ZPO 9 404 B I° Nach der amtlichen Suskunft des Präsidenß

ten des LSG; Berlin stand Dr, Nr—"r'im Zeitpunkt seiner Verneh—
‚mung im öffentlich-rechtlichen Angestelltenverhältnis zur Stadt
Berlin; sein Dienstherr war der Senator für Inneres in Berlin°

Er war mit der medizinischen Beratung der Berliner Sozialgerich—

te beauftragt° Es kann dahingestellt bleiben, ob dieses öffent—

lich—rechtliche Angestelltenverhältnis, verbunden mit dem Auf“

trag zur medizinischen Beratung, als öffentliche Bestellung zum

Sachverständigen im Sinn des 5 404 Abs° 2 ZPO anzusehen isto Je-

denfalls ist aus der vom Gesetz vorgeschriebenen Bevorzugung von
Sachverständigen, die öffentlich bestellt sind, zu entnehmen,

daß der vom Staat oder von einer von diesem ermächtigten Stelle

erteilte Auftrag zur Sachverständigentätigkeit eher für als ge— '

gen die Objektivität solcher Gutachter Spricht und daß diesen

Gutachtern unbedenklich auch die Gutachtertätigkeit vor Gericht

-anvertrauttwerdenkann° Der abweichenden Ansicht von Peters—Saut—

ter—Wolff, SGG @ 118 Anm„ 4 c Abs° 2 vermag der Senat nicht zu
folgen° Es ist nicht einzusehen, daß ein von den Sozialgerichten

regelmäßig zugezogener ärztlicher Sachverständiger in höherem

Grade als ein für den Einzelfall bestimmter Sachverständiger der

Gefahr erliegen könnte, bei Erstattung seines Gutachtens der rich?

terlichen Entscheidung vorzugreifen° In jedem Fall ist es Aufgan

be des Richters, schon durch seine Fragestellung Äußerungen des

Sachverständigen zu unterbinden, die zur Beurteilung der Rechts-

fragen gehören, Diese Verfahrensrüge der Revision greift daher

nicht durch°

Das LSG° hat zwar, wie der Kläger zutreffend rügt, % 111 Abs° 2
SGG verletzt, da es den Beteiligten die Ladung des ärztlichen'

Sachverständigen Dr° N::::fbei der Mitteilung des Verhandlunge—

termins nicht bekanntgegeben hat° Dieser Verfahrensmangel ist je-

doch nach 5 295 Abs° 1 ZPO, @ 202 SGG geheilt, weil der Kläger

bei der Vernehmung des Sachverständigen anwesend war und den Man—

gel in der darauf folgenden mündlichen Verhandlung nicht gerügt

hat° @ 111 Abs° 2 SGG ist — ebenso wie die entSprechende Bestim—

mung des 5 357 Abs° 2 ZPO — eine Ordnungsvorschrift, auf deren

Einhaltung verzichtet werden kann (Baumbach ZPO, 25° A.qu7 % 295
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Anne 2 A)„ Sie dient ebenso wie die 59 116 und 128 Abs° 2 SGG

dazu9 den Beteiligten das rechtliche Gehör zu sicherno Unter—

bleibt die Mitteilung der Ladung eines Zeugen oder Sachverstän—

digen? so ist der Anspruch auf rechtliches Gehör zunächst ge—
fährdeto Ist aber der Beteiligte bei der Vernehmung anwesend„

und rügt er nicht die Unterlassung der Mitteilung? so konnte

er sein Fragerecht ausüben und die @@1169 128 Abs„ 2 SGG sind

beachtet„ Die neilung des mangels schließt es aus? den Verstoß

noch als Revisionsrüge geltend zu machen (BSG° 3 5° 284, 4 Sa 60)°

Die Statthaftigkeit der Revision ergibt sich indes aus einer an—
derSgearteten‚ gleichfalls von der Revision gerügten Verletzung

des rechtlichen Gehörs (@ 62 SGG9 Art° 1oönose 1 Grundgesetz

# GG —)„ Nach @ 128 Ahs„ 2 SGG darf das Urteil nur auf Tatsachen

und Beweisergebnisee gestützt werden, zu denen sich die Beteilig—

ten äußern konnten° Das rechtliche Gehör ist schon dann verletzt9

wenn sich die Beteiligten von dem ihnen durch den Vortrag des

Berichterstatters bekannt gewordenen 5eweisergebnissen kein kla—

res Bild machen konnten (bSG„ 4 S„ 60) oder wenn ein Antrag auf

. Termineänderung abgelehnt wird‚ obwohl sich der Antragsteller zu

einem.Vorbringen der Gegenseite infolge Zeitmangels nicht mehr

äußern konnte (böG° 11 S° 165 und SozR° sGG @ 62 Bl° Da 2 Nr„ 6

und Bla Da 3 Nr° 11)0 Der Kläger rügt mit Recht‚ es sei ihm nicht

ausreichend rechtliches Gehör gewährt worden, weil er zu dem um-

fangreichen Vortrag des Sachverständigen noch vor Urteilsverkün—

dung als Laie nicht Stellung nehmen konnte° Da der Sinn des

rechtlichen Gehörs nicht allein darin liegt‚ eine erschöpfende

Aufklärung des Sachverhalts zu ermöglichen, sondern auch darin,

die Würde der Rechtsgenossen zu wahren (vgl° BVerfG„ in NJW„

1958 SO 665), genügt es nicht, den Beteiligten nur die theoreti-

sche Möglichkeit zu geben, zu einem Beneisergebnis Stellung zu

nehmen„ Es ist ihnen vielmehr eine Zeitspanne einzuräumen„diev

es zuläßt9 daß sie sich von dem Beweisergehnis ein klares Bild

machen und entsprechend der Art des Beweisergebnisses angemessen

dazu Stellung nehmen können (BVerfGE, Bd 4 S° 490)° Hier
konnte sich der Kläger in der nach Vernehmung des Sachverständi—

gen zur Verfügung stehenden kurzen Zeit vor Schluß der mündli—

chen Verhandlung nicht sachgerecht zu dem umfangreichen gerichte—
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ärztlichen Gutachten äußern° Es kann dahingestellt bleiben, ob

der Kläger dem Gutachten in allen wesentlichen Punkten folgen
und erkennen konnte, aus welchen Gründen ein ursächlieher Zu—

sammenhang des Leistenbruchs mit den Einwirkungen der Kriegsge—

fangenschaft fehlte und ob andererseits eine hochgradige Abma—
,

_gerung für die Bruchbildung von wesentlicher Bedeutung sein konn—

te° Dem Kläger war es jedenfalls als Laien nicht möglich? seine
Bedenken gegen das Gutachten mit medizinisch—wissenschaftlicher

Begründung vorzübringen° Diese Lage des Klägers konnte dem LSG°
nicht verborgen bleiben° Der Kläger hätte gemäß @ 106 Abso 1 SGG
darüber belehrt werden müssen, daß er die‘Einräumung einer Frist

zur Stellungnahme beantragen könne° Gegenüber der Vorschrift9
ldas Verfahren möglichst in einer mündlichen Verhandlung abzu—

schließen (@ lo6.Abso 2 SGS), gebührt dem Erfordernis des recht—

lichen Gehörs aus rechtsstaatlichen Gründen der Vorrang° Dem
Kläger kann mit Rücksicht auf seine Unkenntnis des Verfahrens

auch nicht der Vorwurf gemacht werden, er habe es versäumt,n sich

rechtliches Gehör zu verschaffen (BSG. 7 8° 209)„ Der Verstoß

gegen den Grundsatz der Gewährung rechtlichen Gehörs ist nicht

heilbar (RGZ° 93‚ 152 und Stein—Jonas, Komm. z° ZPO, 18° Aufb$
@ 295 Anm° II 2 a)° Das LSG„_durfte somit das gerichtsärztliche
Gutachten nicht zur Urteilsgrundlage machen9 ohne dem Kläger vor?

her ausreichend Zeit zu einer dem Umfang des Gutachtens entspre—

chenden Stellungnahme zu lassen° Die Verwertung des Gutachtens

verstößt daher gegen den Grundsatz des rechtlichen GehörslArt°

“103 Abs„ 1 GG,'é 62 SGG)OGleichzeitig hat das LSG‚ @ 128 Abs„ 2
SGG verletzt° Dieser Verfahrensmangel ist wesentlich und macht

die Revision des Klägers statthaft (% 162 Abs° 1 Nr. 2 SGG)°

Das angefochtene Urteil beruht auf dem mit Erfolg gerügten Ver—

fahrensmangel, weil nicht auszuschließen ist, daß es anders aus—

gefallen wäre, wenn das LSG° Sich nicht auf das gerichtsärztli—

che Gutachten gestützt hätte oder wenn der Kläger Gelegenheit ge—

habt hätte, zu dem gerichtsärztliohen Gutachten sachgerecht Stel—

lung zu nehmen (@ 162 Abs° 2 SGG). Die Revision ist daher aueh

begründet (BSG° 2 S° 197), Weshalb das angefochtene Urteil mit

den ihm zugrunde liegenden tatsächlichen Feststellungen aufzu-
..heben war„
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Da die tatsächlichen Feststellungen des L;5G° wegen des vorliegen—

den Verfahrensmangels nicht Urteingrundlage sein können, fehlen

dem Senat die zur Entscheidung in der Sache selbst notwendigen
Feststellungeno Der Senat mußte daher die Sache zur erneuten Ver—

handlung und Entscheidung an das LuG° zurückverweisen„( @ 170

Abs° 2 Satz 2 SGG)° '

Die Kostenentscheidung bleibt dem den Rechtsstreit abschließen—

den Urteil vorbehalteno '
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